
 

Antrag  

der Fraktion DIE LINKE  

betreffend Gesundheitliche Versorgung der Flüchtlinge in Hessen sicherstellen 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
Der Zugang von Flüchtlingen zu medizinischer Versorgung findet nur eingeschränkt und mit 
bürokratischen Hürden statt. So haben Flüchtlinge nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
(AsylbLG) bisher nur Anspruch auf reduzierte medizinische Leistungen bei akuten Erkrankun-
gen und Schmerzzuständen und benötigen vor der Inanspruchnahme einer medizinischen Leis-
tung einen Behandlungsschein, den die Sozialbehörde ausstellen muss. Diese Beschränkungen 
sollen für Flüchtlinge im Asylverfahren und solche mit Duldung abgebaut und der Zugang zu 
medizinischer Versorgung vereinfacht und sichergestellt werden. 
 
Der Landtag fordert die Landesregierung auf, im Zusammenwirken mit den Landkreisen und 
den kreisfreien Städten für alle Leistungsberechtigten nach dem AsylbLG für Leistungen nach 
den §§ 4 und 6 AsylbLG die Einführung einer Gesundheitskarte in Kooperation mit der GKV 
analog dem Bremer Modell einzuführen, dabei werden die Leistungen entsprechend SGB V er-
bracht.  
 
 
Begründung: 

1. Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 18. Juli 2012 weist auf die Notwendigkeit 
der grund- und menschenrechtskonformen Auslegung der §§ 4 und 6 Asylbewerberleis-
tungsgesetz hin: Diese müsse dazu führen, dass weitestgehend gleiche Gesundheitsleis-
tungen wie in den gesetzlichen Krankenversicherungen erbracht werden. In der Praxis ist 
dies aber nicht der Fall. Notwendige Konsequenz wäre die Abschaffung des Asylbewer-
berleistungsgesetzes und die Einbeziehung aller Flüchtlinge in die gesetzliche Kranken-
versicherung und die Sozialgesetze. 

 
2. Durch die Verschleppung und Chronifizierung von Erkrankungen fallen höhere statt nied-

rigere Kosten an. Der Verwaltungsaufwand der von den Ämtern geleistet werden muss 
(Ausgabe der Krankenscheine, Überprüfung der Notwendigkeit, Zahlung jeder Leistung an 
die Rechnungssteller, etc.) führt ebenso zu vermeidbaren Kosten. Hamburg schätzt ein, 
dass jährlich 1,2 Mio. € durch die Ausgabe der Gesundheitskarte eingespart wurde.  

 
3. Das bürokratische System führt dazu, dass ärztliche Einrichtungen zu spät aufgesucht 

werden. Damit können sich Krankheiten verschlimmern oder Infektionen verbreiten. 
Auch weist die Bundesärztekammer darauf hin, dass dies für den betroffenen einzelnen 
Menschen gravierende bis existenzielle Auswirkungen und für die Bevölkerung auch eine 
kollektive Dimension hat, da Infektionskrankheiten nicht oder viel zu spät festgestellt und 
behandelt werden können. 

 
4. In anderen Bundesländern wurde oder wird die Versichertenkarte bereits eingeführt. In 

Bremen geschah dies bereits vor neun Jahren, in Hamburg vor zwei Jahren, Baden-
Württemberg und Niedersachsen sowie einzelne Kommunen haben die Einführung 
bereits beschlossen.  

 
5. Für Ärztinnen und Ärzte, die ohne sichere Kostenübernahme durch das Sozialamt eine 

Behandlung durchführen, entsteht bisher ein Kostenrisiko. Sie befinden sich in dem 
Dilemma zwischen ärztlicher Pflichterfüllung und dem Risiko, die Leistungen nicht er-
stattet zu bekommen. 

 
Wiesbaden, 27. Januar 2015 

Die Fraktionsvorsitzende: 
Wissler 
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